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2. Unter einem sei die k. k. Statthalterei zu ersuchen , die Choleraverordnung aufzuheben,
beziehungsweise die Gemeinde von der weiteren Ergreifung prophylaktischer Maßregeln zu befreien.

Der Magistrat hat diese Beschlüsse mit Bericht yvm 20 . März 1887 der k. k. n .-ö.
Statthalterei zur Kenntnis gebracht und die Bitte gestellt , dieselbe wolle behufs defini¬
tiver Regelung dieser Angelegenheit die Erbauung einer Spitalsbaracke für Rechnung des
Krankenhanssondes behufs definitiver Unterbringung der Pockenstativn anvrdnen.

Über den Erlass der k. k. u .- ö. Statthalterei , womit dieselbe an die Gemeinde
Wien die Anfrage richtete , ob sie geneigt sei, der Staatsverwaltung die Verwendung
des Epidemiespitales an der Triesterstraße im X . Gemeindebezirke zur zeitweiligen
Unterbringung von Kranken und Reconvalescenten mit Ausschluss von Jnfectivnskranken
zu überlassen , beschloss der Gemeinderath , es sei der k. k. n .- ö. Statthalterei mitzntheilen,
dass ihr dieses Spitalgebände zu dem gedachten Zwecke überlassen werde , sobald sie
die Verfügung getroffen haben wird , dass die Blatternkranken ans dem Rndvlfspitalc
entfernt werden.

Bezüglich der Errichtung eines vierten öffentlichen Krankenhauses  auf
Rechnung des Krankenhanssondes ist unterm 12 . Juni 1887 an den Bürgermeister
folgender Statthaltereierlass gelangt:

Im Laufe der letzten Zeit sind in mehrfachen Beschlüssen des Wiener Gemeinderathes und
Anträgen des Wiener Magistrates irrthümliche Anschauungen sowohl über die Verpflichtungen,
welche der Staatsverwaltung als Verwalterin der in Wien bestehenden Krankenanstalten obliegen,
als auch in der Richtung zutage getreten , dass die Gemeinde Wien au ihre eigenen Verpflichtungen
in Bezug auf die öffentliche Krankenpflege in Wien , insoserne deren Bedürfnisse nicht durch die von
der Regierung verwalteten öffentlichen Krankenanstalten gedeckt werden , nicht den durch das
Heimatgesetz vom Jahre 1868 und durch die Hfl 8 und 1 des Sanitätsgesetzes vom Jahre 1870
gebotenen Maßstab legt.

Infolge Erlasses des h. k. k. Ministeriums des Innern vom 10. d. M , Z . 7962 , werden
Euer Hochwohlgeboren in dem Augenblicke , in welchem an die Errichtung einer vierten öffentlichen
Krankenanstalt nach Maßgabe der verfügbaren , beziehungsweise verfügbar werdenden Mittel des
Krankenhanssondes geschritten wird , folgende Eröffnungen gemacht:

Wenn die Staatsverwaltung in Berücksichtigung des in den bestehenden öffentlichen
Krankenanstalten in Wien zeitweilig eintretenden Mangels an Belegraum an die Errichtung einer
vierten derartigen Krankenanstalt geht , so geschieht dies keineswegs in Anerkennung irgend einer
hierauf bezüglichen Verpflichtung der Regierung oder des Krankenhausfondes , sondern lediglich im
Interesse der leidenden Menschheit  und unter Berücksichtigung der vom Wiener Gemeinde-
rathe als bedrängt geschilderten finanziellen Lage der Stadtgemeinde Wien , deren Aufgabe es in
Gemäßheit der bestehenden Gesetze wäre , im Falle des Bedarfes gleich anderen Gemeinden mit
der Errichtung von Krankenanstalten aus GemeinSemittelu vvrzugehen.

Das hohe k. k. Ministerium des Innern muss sich demnach gegen jede Conseguenz , welche
von Seite der Gemeindevertretung Wiens ans der Thatsache der Errichtung eines vierten Kranken¬
hauses seitens der Regierung gegen dieselbe jetzt oder in Zukunft abgeleitet werden wollte , im
vorhinein verwahren.

Des Weiteren wird Euer Hochwvhlgeboren bekanntgegeben , dass das zu errichieude vierte
Spital allerdings die Bestimmung hat , auch Jufectionskranke verschiedener Art in epidemiefreien
Zeiten aufzunehmen , dass jedoch der Belegraum dieses vierten Krankenhauses keineswegs aus¬
schließlich  oder auch nur vorzugsweise zur Unterbringung von Jnfectivnskranken , sondern auch
zur Unterbringung anderer Kranken bestimmt ist , und dass die Staatsverwaltung eine Verpflichtung
zur Aufnahme von Jnfectivnskranken in irgend eines der in Wien unter ihrer Verwaltung
stehenden Krankenhäuser nur insoweit anzuerkennen vermag , als der Belegraum in denselben und
die spitalhygienischen Rücksichten die Aufnahme von Jnfectivnskranken gestatten . — Durch die
Errichtung dieser vierten Krankenanstalt wird daher die Gemeinde Wien von ihrer im Sanitäts¬
gesetze begründeten Verpflichtung , zur Zeit des Herrschens einer Epidemie für die Unterbringung
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von Jnfectionskranken in auf Kosten der Gemeinde errichteten Spitälern insoweit Sorg : zn tragen,
als diese Jnfectionskranken in den von der Regierung verwalteten vier öffentlichen Krankenanstalten
wegen des Mangels an Belegraum oder ans spitalhygienischen Rücksichten nicht nntergebracht
werden können , nicht befreit.

Ich ersuche Euer Hvchwvhlgeboren , mir darüber , dass der Magistrat von dem vollen In¬
halte dieses Erlasses Kenntnis genommen hat und dass dieser Erlass vollinhaltlich dem Gemeinde-
rathe der Stadt Wien mitgetheilt wurde , was Euer Hvchwohlgeboren jedenfalls schon in der nächsten
Gemeinderathssitzung veranlassen wollen , unmittelbar nach Schluss der Sitzung zn berichten.

Hierüber ist der Magistrat angewiesen worden , hinsichtlich der Tragweite dieses
Erlasses Bericht zn erstatten.

Im städtischen Epidemiespitalsgebäude an der Triesterstraße waren bisher die
Materialvvrrüthe für den Spitalsbetrieb in einem Krankensaale ausbewahrt , da die für
diesen Zweck benützten Souterrainräume hiezu ungeeignet befunden wurden.

Um diesem Übelstande gründlich abzuhelfen , hat der Gemeiuderath in der
Sitzung vom 17 . Juni 1887 den Beschluss gefasst , ein gemauertes Magazin mit dem
Kostenbeträge von 5500 fl. zu erbauen . Bezüglich der Platzfrage verfügte der Gemeinde¬
rath in derselben Sitzung , dass dieses Object aus dem rückwärts an das Spitalsgebäude
anstoßenden , dem Wiener Bürgerspitalsonde gehörenden Grunde herzustelleu und dass
dieser Grund bis zur definitiven Entscheidung über seine Erwerbung vorläufig vom
Bürgerspitalsonde um den Jahreszins von 70 fl, 7 kr. zu Pachten ist . Die Verhand¬
lungen wegen Erwerbung dieses Grundes vom Wiener Bürgerspitalsonde waren bereits
seit dem Jahre 1885 im Zuge,

In diesem Jahre wurden nämlich seitens der Staatsverwaltung für Rechnung
des Krankenhausfondes mehrere an der rechten Seite der Triesterstraße gelegene Gründe,
welche theils Eigenthnm der Gemeinde Wien waren , theils dem Bürgerspitalsonde
gehörten , kanfweise erworben , um daselbst das obenerwähnte vierte Krankenhaus
zu erbauen.

Von den letzteren Gründen verblieb ein an das städtische Epidemiespitalsgebäude
angrenzendes Areale im Ausmaße von 1581 .^ Ouadratklafter — 5118 .^ Omadratmeter
im Eigenthume des Bürgerspitalsvudes . Dieser Grund eignete sich zur Herstelluug einer
Gartenanlage , weshalb der Gemeinderath über Antrag des Magistrates diesfalls in
der Sitzung vom 13 . September 1887 folgende Beschlüsse fasste:

t . Der dem Bürgerspitalsonde gehörige , zur Erweiterung des städtischen Epibemiespitales an
der Triesterstraße erforderliche Grund Cat .-Pare . Nr . 2091 im X. Bezirke im Flächenmaße von
1381 .47 Quadratklafter wird um den Betrag von 2 sl, per Quadratklafter gegen dem über¬
lassen, respective dem Triesterspitale zngeschrieben , dass der Gesammtbetrag auf Grund des durch
Vermessung des Stadtbanamtes konstatierten genauen Flächenmaßes berechnet werde , die Gemeinde
Wien alle hieraus entspringenden Gebüren sammt Zuschlägen sowie die Stempel - und Legalisie¬
rungskosten aus ihren eigenen Geldern allein bestreite . Der Gesammtbetrag ist aus den eigenen
Geldern der Gemeinde dem Bürgerspitalsonde zu reluieren,

2. Die Herstellung der Zufahrtsstraße mit dem Kostenbeträge von 3103 fl , 42 kr. und der
Einfriedung des Grundes mit 983 fl . 13 kr. wird genehmigt,

3 . Bezüglich der Gartenanlage ist der Stadtgärtner zn beauftragen , für dieselbe eine
Skizze , bei welcher auf eine einfachere und minder kostspielige Ausführung Bedacht genommen
ist, vorzulegen.

4 . Die Einfriedung des Grundes ist sofort in Ausführung zn bringen , die übrigen Her¬
stellungen dagegen sind auf das nächste Jahr zn verschieben.

In Ausführung des Punktes 3 dieses Beschlusses verfügte der Gemeinderath in
der Sitzung vom 22 . Deeember 1887 , dass die erforderlichen Bäume für die projee-
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tierte Gartenanlage ans der städtischen Baumschule zu entnehmen und die diesfalls
nöthigen Erdarbeiten zur Regulierung dieser Anlage gleichzeitig mit jenen für die
Straßenherstellung im Offertwege zu vergeben sind.

Die hiefür erwachsenden Kosten im Gesammtbetrage von 2000 fl. wurden vom
Gemeinderathe bewilligt.

Anlässlich des 50jührigen Bestandes des am 26 . August 1837 von Dr . Ludwig
Wilhelm Mauthner R . v . Mauthstein gegründeten St . Anna -Kinderspitales im
IX . Gemeindebezirke , Kinderspitalgasse Nr . 6 , fasste der Gemeinderath in der Sitzung
vom 23 . August 1887 den Beschluss , daselbst eine Bettstistung  aus städtischen
Mitteln zu gründen , zu welchem Zwecke ein Betrag von 3000 fl . bewilligt worden ist.

Im Jahre 1887 erhielten folgende Spitäler Subventionen  ans Mitteln der
Gemeinde : das St . Anna -Kinderspitat im lX . Gemeiudebezirke 800 fl., das Erzherzogin
Sophienspital im VII . Gemeindebezirke 1000 fl ., das Karvline Riedl ' sche Kinderspital
im IX . Gemeindebezirke 800 fl. und das St . Josef -Kinderspital im IV . Gemeinde¬
bezirke 800 fl.

Kranken - und Leichentransport.  Bereits im Berwaltungsberichte für das
Jahr 1886 wurde auf die Schwierigkeiten hingewieseu , welche die entsprechende Unter¬
bringung der städtischen Sanitätsstation für den I. Gemeindebezirk  ver¬
ursachte.

Infolge des Beschlusses des Gemeinderathes , die Loealitäten im alten Rathhause
zu vermieten , ergab sich abermals die Nothwendigkeit , für die in diesem Gebäude pro¬
visorisch nntergebrachten Krankenträger des l . Gemeindebezirkes anderweitige Unter-
knnftsränme zu beschaffen.

Der Gemeinderath hat diesfalls in der Plenarsitzung vom 2 . August 1887 fol¬
gende Beschlüsse gefasst:

1. Es ist für die definitive Unterbringung der Sanitätsstalivn des I. Bezirkes im Sinne
des Magistratsbeschlnsses ein eigenes Gebäude auf dem im bauämtlichen Situationsplane mit II
bezeichnten Punkte am Schänzel (rechtes Donaucanalufer ) zu errichten.

2. Das vom Stadtbauamte vorgelegte Project ist im kurzen Wege dahin zu erweitern,
dass die Kasernierung der Sanitätsdiener seinerzeit ermöglicht werde , zu welchem Zwecke der
Schlafsaal zu vergrößern und eine Menageküche herzustellen sein wird.

Mit Rücksicht auf diese Erweiterung des Projeetes wird anstatt der vom Stadtbanamte
mit dem approximativen Betrage von 6000 fl. veranschlagten Kosten eine Kostensumme von rund
7000 fl. bewilligt , welcher Betrag auf den Reservesond verwiesen wird.

3. Da die gegenwärtigen fünf Sanitätsdiener verheiratet sind und daher nicht kaserniert
werden können , so wird der Stand der Sanitätsdiener provisorisch und temporär um j einen
ledigen Anshilfsdiener mit den üblichen Bezügen und Kasernierung , jedoch ohne Quartiergeldbezug
vermehrt , und ist suecessive für die Unterbringung der verheirateten Sanitätsdiener auf anderen
communalen Dienstpvsten Vorsorge zu treffen , so dass an Stelle derselben ledige einrrete -n und
sohin schließlich der Sanitätsdienst von fünf ledigen Dienern versehen wird , welche während dieses
Dienstes nicht heiraten dürfen , zu kasernieren sind und daher kein Quartiergeld zu beziehen haben.

4. Den gegenwärtigen fünf Sanitätsdienern wird für die Dauer ihrer Verwendung in
dieser Eigenschaft ein jährliches Quartiergeld per je 200 fl. bewilligt , welches an dieselben vom
Beginne jenes Qnartales auszubezahlen sein wird , in welchem sie aus ihren Quartieren im alten
Rathhause auszuziehen haben.

Bei den commissionellen Verhandlungen , welche anlässlich des Baues dieser
Sanitätsstation am Schänzel eingeleitet wurden , ergab sich, dass ein kleiner Theil des
Baugrundes Eigenthum des Stadterweiternngsfondes ist, weshalb noch die Bewilligung
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des Aiinisteriums des Innern znr Benützirng dieses Grundtheiles eingeholt werden
musste . Das Ministerium des Innern hat die Benützung dieses Grundtheiles zu dem
angestrebten Zwecke bewilligt und der Gemeinderath in der Sitzung vom 24 . Sep¬
tember 1887 die daran geknüpften Bedingungen angenommen.

Diese Station — ein ebenerdiger Rohbau — besteht aus einem Depot für
Kranken - und Leichentransportrequisiten , aus einem Depot für Wägen und Requisiten
zum Transporte von mit Infektionskrankheiten behafteten Personen , ferner aus einem
Loeale zur Unterbringung des Desinfectivnsapparates , aus zwei Wohnzimmern , einem
Permanenzlocale nebst Küche.

Die Station ist mit Rettnngsreqnisiten reichlich ansgestattet , und wird auch
daselbst die Desinfection der von Jnfectionskranken herrührenden Effecten vorgenommen.

Infolge der Demolierung des Asyl - und Werkhauses im II . Gerneindebezirke,
wo das städtische Kranken - und Leichentranspvrt - Reqnisitendepot  für diesen
Bezirk sowie die Leichenkammer  nntergebracht war , ergab sich die Nothwendigkeit,
diese Anstalten zu verlegen.

Diesfalls fasste der Gemeinderath über Antrag des Magistrates in der Sitzung
vom 9 . August 1887 folgende Beschlüsse:

1. Die Leichenkammer sowie das Krankentrpnsport -Requisitendepot sind in das städtische
Überschwemmnngs -Requisitendepot am Tabor zu verlegen.

2. Die erforderlichen Adaptierungsarbeiten werden nach dem vorgelegten Stadtbauamts-
projecte genehmigt.

Die von einer Anzahl von Bewohnern des II . Bezirkes eingebrachte Petition um Ver¬
legung der Leichenkammer in das städtische Depot in der oberen Augartenstrasze Nr . 2 (Eisgrübel-
depot ) wird abgewiesen.

4 . Dem Leichenwächter ist der Dienst des Hausaufsehers im Überschwemmungsdepot
zu übertragen.

ü. Die vom Magistrate beantragte Aufführung eines Neubaues zur Wohnung des
Materialdepotwächters wird abgelehnt.

Diesen Beschlüssen gemäß wurde die neue Leichenkammer und das Locale zur
Einstellung der Krankentransport -Requisiten in Ausführung gebracht.

In ähnlicher Weise wurde infolge der vom Gemeinderathe beschlossenen Par¬
cellierung der städtischen Hühnerhofrealität in der Siebenbrunnengasse im V. Bezirke
wegen zweckmäßigerer Unterbringung eines Krankentransportwagens und des Des¬
infektion sapparates,  welche bisher dort eingestellt waren , im Gemeindehause Vor¬
sorge getroffen.

Eine Vermehrung der städtischen Rettnngsanstalten  ist im Jahre 1887
dadurch eingetreten , dass die Sicherheitswachstnbe III . Bezirk , Rasumoffskygasse 2 mit
den entsprechenden Rettungsrequisiten dotiert wurde.

Im Laufe des Jahres 1887 war es wiederholt vorgekommen , dass Leichen
von Personen , welche während des Transportes in ein öffentliches k. k. Krankenhaus
starben , zurückgewiesen  wurden und sobin in einer städtischen Leichenkammer beigesetzt
werden mussten.

Der Magistrat hat diesfalls an die k. k. n .- ö. Statthalterei Bericht erstattet,
welche mit dem Erlass vom 81 . December 1887 anordnete , dass in Hinkunft solche
Leichen in dem betreffenden k. k. Krankenhanfe , für welches dieselben bestimmt waren,
aufznnehmen sind , und von einem solchen Vorfälle der städtische Arzt des betreffenden
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Bezirkes , in welchem sich das Krankenhaus befindet , sofort wegen Bornahme der
Leichenbeschan und Übertragung der Leiche in die zuständige Leichenkammer oder in jene
am Centralfriedhofe zu verständigen ist.

Verkehr mit Nahrungs - und Genussmittelu und mit verschiedenen
Gebrauchsgegenständen.  Die Gemeindeverwaltung war auch im Berichtsjahre bestrebt,
die ihr obliegende Fürsorge hinsichtlich des Verkehres mit Nahrungs - und Genussnntteln
sowie mit verschiedenen Gebrauchsgegenständen zu bethütigen und alle Maßregeln durch
zusühren , welche nothweudig erschienen , damit die in Verkehr gesetzten Nahrungsstoffe
nicht Ursache von Gesundheitsstörungen werden , wenn sie durch Zufall , aus Unwissenheit
oder Gewinnsucht verdorben oder mit fremden schädlichen Stoffen gemengt werden.

Zu diesem Zwecke wurden vom städtischen Marktcommissariate bei den perio¬
dischen Revisionen in den Geschäftsloealen der Fragner , Gemischtwarenoerschleißer , Gast¬
wirte , Zuckerbäcker w. re. Proben abgenommen und nebst jenen Objecten , welche zu
diesem Zwecke von Parteien den Amtsvrganen überbracht worden sind, der chemischen
oder mikroskopischen Untersuchung durch die von der Gemeinde bestellten Sachverstän¬
digen unterzogen . In dieser Weise sind im Fahre 1887  theils in Erfüllung der Ob
liegenheiten des eigenen Wirkungskreises , theils über Ersuchen anderer Behörden 1017
chemische und mikroskopische Untersuchungen von Nahruugs - und Genussmitteln (Kappern,
Mixpickles , conservierten Gemüsen », verschiedenen Kosmetiken , Desinfektionsmitteln.
Arzneiwaren und Giften , Erde , Wasser und sonstigen Gebrauchsartikeln durch-
geiührt worden.

In Fällen , in welchen diese Untersuchungen den Tatbestand einer strafbaren
Handlung ergaben , wurde gegen die schuldtragenden Personen mit empfindlichen Geld¬
strafen vorgegangen und die Vertilgung der beanständeten Waren verfügt.

Die chemische Untersuchung einer Probe eonservierter , in Blechbüchsen eingelegten
grünen Früchte ergab , dass dieser Artikel nicht unbeträchtliche Mengen von Kupfer,
beziehungsweise von Kupfervitriol enthielt.

Zugleich wurde durch die bezüglichen Erhebungen sestgestellt , dass solche
cvnservierte , in Blechbüchsen eingelegte Gemüse , welche des besseren Aussehens wegen
mit Kupfervitriol gefärbt worden sind, in den wenigsten Füllen im Inlands erzeugt,
sondern zumeist aus dem Auslande , und zwar  aus Frankreich und Italien nach Wien
eingeführt und auf dem hiesigen Platze in Verkehr gesetzt worden sind.

Der Magistrat hat sich deshalb veranlasst gesehen , mittels Berichtes vom
31 . Juli 1887 bei der k. k. n .- ö. Statthalterei den Antrag zu stellen , dieselbe möge
dahin wirken , dass die Einfuhr solcher die Gesundheit gefährdenden Artikel ans dem
Auslande und insbesondere der Verkehr mit denselben aus dem Wiener Platze hintan¬

gehalten werde.
In Willfahrung dieses Antrages verfügte das k. k. Finanzministerium mit dem

Erlasse vom 10 . August 1888 , dass die Zollämter ausländische Gemüseconserveu , welche
in Österreich eintreffen , an die Bezugsberechtigten erst daun ausfolgeu dürfen , wenn
durch eine vorgängige sauitätsümtliche Untersuchung nachgewiesen ist, dass die Ware
kupferfrei ist.

Beseitigung sanitärer Übelstände in Häusern , Wohnungen und auf
Baugründen.  Der Magistrat hat auch im Jahre 1887 der gesunden Beschaffenheit
der Wohnräume unausgesetzt seine Aufmerksamkeit zugewendet.
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Zum Zwecke der Beseitigung sanitärer Übelstäude in Wohngebäuden , aus Bau¬
gründen u . dgl . hat der Magistrat 1262 Amtshandlungen durchgeführt . Hievon sind
712 Amtshandlungen wegen vorschriftswidriger oder schlecht situierter Aborte , Pissoirs,
Canäle , Stallungen , Kalk -, Dünger - und Senkgruben , ferner 550 Amtshandlungen
wegen Unreinlichkeit in Haushöfen und auf Baugründen vorgenommen worden . Sani --
tätswidrige Wohnungen wurden im ganzen 862 beanständet . In 257 Wohnungen sind
die Wände feucht vorgefunden worden , in 123 Fällen gab Wohnungsüberfüllung Ver¬
anlassung zum Einschreiten des Magistrates . Wegen anderer sanitärer Übelstände in
Wohnräumen , bestehend in ungenügendem Licht - und Luftzutritte , in der Bewohnung
von Gassenlocnlitüten , denen die direete Verbindung mit dem Innern des Hauses man¬
gelt , in der Benützung von Wohnungen , in welchen Genuß - und Nahrungsmittel feil¬
gehalten werden , und wegen Verwendung ungeeigneter Räume zur nächtlichen Unter¬
kunft für das gewerbliche Hilfspersonale bei Gewerbetreibenden ist in 482 Fällen
amtgehandelt worden.

Die Mehrzahl der erhobenen Anstände wurde über erlassene Aufträge beseitigt;
bloß iu 21 Füllen musste gegen die betreffenden Parteien , welche ungeachtet der ergan¬
genen Mahnung die behördlichen Aufträge nicht befolgt hatten , strafweise vorge¬
gangen werden.

Vorkehrungen gegen epidemische Krankheiten.  In den ersten vier Mo
naten des Jahres 1887 nahmen die Vorbauungsmaßregeln , welche von der k. k. n .- ö.
Statthalterei und von der aus Grund des Erlasses derselben vom 16 . September 1886
eingesetzten Wiener Gesundheitscommission in der Absicht getroffen wurden , um die
Einschleppung der im Monate September 1886 in Ungarn epidemisch aufgetretenen
Cholera  nach Wien hintanzuhalten , die volle Thätigkeit der städtischen Sanitätsorgane
in Anspruch.

Die bezüglichen prophylaktischen Maßregeln sowie die Einrichtung des Mel¬
dungswesens der aus Choleragegenden in Wien anlangenden Reisenden und deren ärzt¬
liche Überwachung , dann die Thätigkeit der Wiener Gesundheitscommission und der
Sectioneu iu den einzelnen Gemeindebezirkeu wurden schon in dem Verwaltungsberichte
der Stadt Wien für das Jahr 1886 auf Seite 183 — 186 eingehend besprochen.

An dieser Stelle verdient nur noch erwähnt zu werden , dass hierorts auch
Vorkehrungen getroffen worden sind , damit nicht durch Postbedienstete , welche die Post¬
ambulanzen Budapest -Wien und Nagy -Kanizsa -Wien begleiteten , die Cholera nach Wien
eingeschleppt werde . Glücklicherweise blieb Wien von dem epidemischen Auftreten der
Cholera verschont . Im Jahre 1887  ist in Wien weder ein Erkranknngs - noch ein Todes¬
fall an Cholera vvrgekommen.

Da im Monate April 1887 in Ungarn die Cholera gänzlich erloschen war,
wurden mit der Verordnung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . April 1887 die aus
Anlass der Chvleragefahr getroffenen Anordnungen außer Kraft gesetzt.

Am 10 . Mai 1887 versammelte sich die Wiener Gesundheitscommission zur
Schlusssitzung , in welcher nebst anderen Angelegenheiten beschlossen wurde , dem Gemeinde-
rathe über die Verwendung des Credites von 50 .000 fl., welcher zur Bestreitung der
aus Anlass der Choleragefahr erwachsenden Auslagen in der Sitzung vom 24 . Sep¬
tember 1886 bewilligt worden war , Bericht zu erstatten , woraus die Auflösung der
Commission erfolgte.
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Bon dem erwähnten Credite per 50 .000 st. wurden im ganzen nur 51 .210 fl. 50 kr.
verausgabst wobei aber insbesondere hervorgehoben zu werden verdient , dass bloß
18 .916 fl . 65 kr. sür solche Anschaffungen und Vorkehrungen verwendet wurden , welche
speciell aus Anlass der prophylaktischen Maßregeln gegen die Cholcragesahr gemacht
werden mussten : hieher gehören die Löhnungen der ans Anlass der Choleragefahr auf¬
genommenen Krankenträger und Desinfectionsdiener , die Beistellnng beziehungsweise
Adaptierung von Permanenzlocalitäten sür dieselben , dann für die Beschaffung der
Bettfournitnren für das Choleranothspital an der Triesterstraße re. ?c.

Die restliche Summe per 12 .295 ft. 65 kr. betraf dagegen allgemein bleibende
Anschaffungen und Verbesserungen an den bestehenden sanitären Einrichtungen . Hieher
gehört die Herstellung von 12 Krankentranspvrtwägen zum Transporte infectiös erkrankter
Personen , welche gegenwärtig in den 10 Wiener Gemeindebezirken in Verwendung stehen,
dann der Ankauf und die Aufstellung von 10 Stück Thursfield ' schen Desinfections-
Apparaten , welche auch derzeit zur Desinfectivn der von Jnfectionskranken herrührenden
Effecten dienen , weiters der Ankaus von 10 Stück Tragsesseln zu dem Zwecke, um schwer
erkrankte Personen aus den oberen Stockwerken der Häuser über die Stiegen bis zum
Krankentransportwagen übertragen zu können.

Die prophylaktischen Vorkehrungen bei anderen Jnfectivns krank Heiken
erstreckten sich wie in den früheren Jahren auf die möglichste Absonderung , erkrankter
Personen , rücksichtlich Abgabe derselben in ein Spital , auf die Desinficiernng der in-
ficierten Wäsche und Räumlichkeiten und ans die Schließung einzelner Clasfen oder-
ganzer Schulen im Falle des Vorkommens zahlreicher Erkrankungen bei Schulkindern
oder einer Erkrankung in der Familie des Schulleiters , wenn dessen Wohnung im
Schulgebäude nntergebracht war.

Zur wirksamen Verhinderung der Weiterverbreitung ansteckender Krankheiten
wurde mit dem Erlasse des k. k. Ministeriums des Innern voni 16 . August 1887 eine
neue Desinfectionsvorschrift  verlantbart , welche insbesondere die Anwendung der

strömenden überhitzten Wasserdämpse bei der Handhabung jener Apparate , welche zur
Desinficiernng von Kleidern , Wüsche , Betten und anderen Effecten an einer Jnfections-
tionskrankheit erkrankter Personen eingerichtet sind, vorschreibt.

Die Gemeinde Wien hat zu diesem Zwecke außer den bereits im Jahre 1886
angekauften , in den einzelnen Wiener Gemeindebezirken in Verwendung stehenden zehn
transportablen Thursfield ' schen Desinfectionsapparaten  im Jahre 1887 noch einen
solchen für das Versorgnngshans am Alserbach und für das Bürgerversorgungshaus im
IX. Gemeindebezirke angetanst , und die Verfügung getroffen , dass im städtischen Epi¬
demiespitalsgebäude an der Triesterstraße an Stelle des Desinfectionsofens älterer Con-
struction im ehemaligen Werkstättenhäuschen ein stabiler Thurssield ' scher Desinsectivns-
apparat mit Coaksfeuerung ausgestellt werde , welcher infolge der isolierten Lage selbst
für den Fall , als das Epidemiespital mit Kranken belegt sein sollte , zur Desinfectivn
anderer als der Spitalsefsecten verwendet werden kann.

Die Gemeinde Wien besitzt demnach gegenwärtig 12 Desinsectionsapparate

^System Thursfield ), und zwar 11 transportable und einen stabilen , welche in den ein¬
zelnen Gemeindebezirken in folgender Weife vertheilt sind:

Für den I. Gemeindebezirk in der Sanitätsstation am Schanzt nächst der
Augartenbrücke , für den kl. Gemeindebezirk in dem Kranken - und Leichentransport -Requi
sitendepot am Tabor Rr . 5 , für den 111. Gemeindebezirk im Depot in der Fasangasfe
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am ehemaligen Pferdemarkte , für den IV. Gemeindebezirk im Depot in der Klagbanm-
gaffe Nr . 4 , für den V . nnd VII . Gemeindebezirk in den Gemeindehänfern daselbst , für
den VI . Gemeindebezirk in der Theobaldgafse Nr . 2 (Polizeigefangenhaus ), für den
VIII . Gemeindebezirk in der Fnhrmaunsgasfe Nr .. 16 , für den IX . Gemeindebezirk im
Depot am Ankerberge und im städtischen Bersorgungshause nnd für den X . Gemeinde¬
bezirk im städtischen Epidemiespitalsgebände an der Triesterstraße , woselbst auch der
stabile Desinfectionsapparat ausgestellt ist.

Die Tesinfection der Effecten wird von städtischen Sanitätsorganen , welche
entsprechend instruiert find , nach einer bestimmten Vorschrift ansgeführt nnd von den
städtischen Ärzten überwacht.

Zu diesem Zwecke ist an dem Standorte eines jeden Desinfeetionsapparates ein
Vormerkbuch  aufgelegt , in welchem die vollzogenen Desinfectivnsacte eingetragen
erscheinen.

Impfwesen.  Die k. k. n .- ö. Statthalterei hatte (vergl . den Verwaltnngsbericht
pro 1886 , S . 187 ) mit dem Erlasse vom 23 . April 1886 dem Magistrate anfgetragen,
alljährlich vor Beginn der öffentlichen Impfung in Wien eine Conscription der
Ungeimpften  vorzunehmen . Bei Durchführung dieser Maßregel musste darauf Be¬
dacht genommen werden , dass das durch diese Conscription gesammelte umfangreiche
Materiale einer gründlichen Bearbeitung unterzogen werde , um dasselbe bei der Durch¬
führung der jährlichen allgemeinen Impfung in Wien mit Erfolg zu verwerten . Der
Magistrat hat daher die k. k. Polizeidirection in Wien ersucht , einen Theil der bezüg¬
lichen Arbeiten durch die Sanitätsorgane der k. k. Polizeidirection ansführen zu lassen.

Die k. k. Polizeidirection hat jedoch dieses Ansinnen abgelehnt , worauf vom
k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 6 . September 1887 folgende Ent¬
scheidung getroffen worden ist:

Die Organisation des Impfwesens der Reichshauptstadt hat die Lösung der praktischen
Aufgabe zuin Ziele , durch möglichst umfassende jährliche Abimpfung der Ungeimpften nach Maß¬
gabe des Jmpfnormativs vom Jahre 1836 die Disposition der Bevölkerung von Wien zur Er¬
krankung an Blattern zu beseitigen oder doch zu verringern . Es muss daher einerseits die Con¬
scription der Ungeimpften vor der Allgemeinimpfung zur letzteren in die richtige Beziehung , das
hiedurch gewonnene , zuvor entsprechend geordnete Material den zur Impfung verpflichteten
k. k. Polizeiärzten zugänglich gemacht , andererseits von den letzteren der Vollzug der Impfung
an den betreffenden Ungeimpften sowie der Erfolg der Impfung vorgemerkt werden , wozu die¬
selben ohne Zweifel sowohl nach den Bestimmungen des Hvskauzleidecretes vom 9. Juli 1836
Z . 13 .192 , als nach dem Schlussabsatze des § 4 der Instruction für Polizeiärzte vom 7. De-
eember 1883 verpflichtet sind . Desgleichen wird der Polizeiarzt auch über seine sonstigen
Impfungen von Impflingen , die in der Conscriptionsliste seines Bezirkes nicht verzeichnet sind,
wohlgeordnete Vormerkungen zu führen und dieselben periodisch dem Magistrate zur Verfügung
zu stellen haben.

Auch die von Privatärzten vorgenommenen Impfungen werden in geeigneter Weise in
Evidenz zu halten sein.

Den formellen Schwierigkeiten , welche die Aufsuchung der Impflinge in den Jmpsver -,
zeichnissen verursacht , dürfte dadurch begegnet werden können , wenn ans den Conscriptionslisten
seitens des Magistrates alphabetisch geordnete Verzeichnisse der Impflinge zusammengestellt und
dem Jmpfarzte zur Benützung übergeben würden . Durch die Eintragungen , welche die Jmpfürzte
in diesen Jmpflingsregistern hinsichtlich der Abimpfnngen vorzunehmen haben , und durch die er¬
gänzenden Vormerkungen über deren anderweitige Impfungen wird der Magistrat bei Benützung
entsprechender Formularien in die Lage versetzt werden , innerhalb eines gewissen Termines nach
vollzogener Conscription diejenigen Jmpsparteien kennen zu lernen , bei welchen die Impfung noch
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nicht vollzogen wurde , um uu Zinne des Jmpsnormativs mit der speciellen Aufforderung zur
Bornahme derselben , eventuell zur Vorlage des Jmpfzeugnisfes oder zum Erscheinen an einem
bestimmten Impftermine Vorgehen zn können.

Auf diese Art dürfte es gelingen , umfassende praktische Erfolge zu erzielen.
Dieselben werden dann durch weitere in den Bestimmungen des gedachten Jmpsnormativs

begründete Anordnungen zu vervollständigen sein , so insbesondere im Sinne des 8 13, Hk- ü des¬
selben durch Anordnung der Impfung aller in Kinderbewahranstalten , Kindergärten u . dgl . aus¬
genommenen ungeimpften Kinder , durch Förderung der Impfung aller etwa ungeimpften Schul¬
kinder und insbesondere durch umfassende Handhabung der Vorschriften über die obligatorische
Nothimpfung im Falle des Auftretens von Blattern in einem Stadttheile.

Im Grunde dieser Andeutungen wird es als die Aufgabe der städtischen Organe , welche
im Sinne des 8 4, lit . >1 des Gesetzes vom 30 . April 1870 , R .-G .-Bl . Nr . 68 , bei der Durchfüh¬
rung der öffentlichen Impfung mitzuwirken haben , und als die Ausgabe der polizeilichen Organe
andererseits , denen die Durchführung selbst obliegt , anzusehen sein, dass die ersteren die vorge¬
schriebene Conscribierung der Ungeimpften vornehmen und die vom hohen k. k. Ministerium des
Innern empfohlenen , aus den Conscriptionsbögen zusammenzustellendeu alphabetischen Verzeich¬
nisse verfassen.

Bei den auf Grund dieser Verzeichnisse durchzufüyrenden Impfungen ist von den öffent¬
lichen Jmpfärzten die wirklich vorgenommene Impfung , und soferne die Geimpften zur Revision
erschienen sind , der hiebei sowie auf anderem Wege in Erfahrung gebrachte Erfolg der Impfung
bei jedem Individuum in das Verzeichnis einzutragen.

Wenn Individuen zur Impfung gelangen , deren Namen in den Verzeichnissen nicht ein¬
getragen sind , sind die Namen derselben in das Verzeichnis einzustelleu , und ist, wenn es sich dabei
um Individuen handelt , welche aus einem anderen Bezirke zur Impfung zugewachsen sind, der
Bezirk , in welchem sie entweder wirklich oder nur muthmaßlich conscribiert worden sind , genau
ersichtlich zu machen, damit sie in dem betreffenden Bezirksverzeichnisse bei der Verarbeitung des
Jmpfmateriales als geimpft eingetragen werden können.

Das gesammte , bei der öffentlichen Impfung als Grundlage verwendete Confcripüous-
materiale ist nach Beendigung der allgemeinen öffentlichen Impfung wieder an den Magistrat
zurückzuleiten , dessen weitere Aufgabe es sohin ist, die in den bestehenden Jmpfvorschriften wie in
den obigen Anordnungen enthaltenen Maßnahmen zu dem Behufe zu treffen , dass die ungeimpft
Verbliebenen zur Impfung herangezogen werden.

Rücksichtlich der genaueren Evidenzhaltung der von Privatärzten vorgenvmmenen Impfungen
wird der Wiener Magistrat im Sinne des mit dem h. o. Erlasse vom 17 . November 1839 , Z . 44 .918,
mitgetheilten Erlasses des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom 9. October 1839 , Z . 14 .473,
das Geeignete zu verfügen haben.

Die in diesem Erlasse erwähnten Maßregeln wurden , soweit sie in die Competenz
der Gemeinde fallen , in entsprechender Weise in Vollzug gesetzt.

Die öffentliche unentgeltliche Impfung wurde wie alljährlich in Wien in den
Monaten Juni , Juli und August vorgenommen . Es bestanden zu diesem Zwecke 17 ent¬

sprechend eingerichtete Jmpsloealitäten , welche in den zehn Gemeindebezirken vertheilt
und in den Gemeindehäusern und in den städtischen Schulgebäuden untergebracht waren.

Im Jahre 1887 wurden 14 .782 Personen geeimpft . Die Zahl der am Schlüsse
des Jahres ungeimpften Personen betrug nach den Ausweisen 21 .948.

An Blattern erkrankten im Berichtsjahre 327 Personen , von welchen 110 ge
storben sind , während im Jahre 1886 794 Personen an Blattern erkrankt waren und
204 an dieser Krankheit gestorben sind.

Hundswnth.  In der ersten Hälfte des Jahres 1887  kamen in Wien und in
den znm Wiener Polizeirayon gehörigen Vorortegemeinden 19 Fälle von Hundswnth vor.

Aus diesem Anlasse hat die k. k. n .- ö. Statthalterei mit dem Erlasse vom
23 . Juli 1887 folgende außerordentliche Maßregeln für den ganzen Umfang des Wiener
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Polizeirayons angeordnet und deren Durchführung den betreffenden politischen Behörden
zur Pflicht gemacht:

1. Alle Hunde müssen, sobald sie den Verschluss der Wohnungen verlassen , bei Vermei¬
dung der im 8 43 des Gesetzes vom 24 . Mai 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 31 , angedrohten Strafen mit
einem zweckentsprechenden sicheren Maulkorbe versehen sein oder an der Leine geführt werden . Der
Wasenmeister ist angewiesen , maulkorblose und auch nicht an der Leine geführte Hunde , selbst wenn
sie mit der ortsüblichen Hundemarke versehen wären , einzufangeu und zu vertilgen . Hunde , welche
den Maulkorb zwar am Halse angehängl , aber vom Kopse herabgestceift tragen , werden wie die
maulkorblosen behandelt.

2 . Das bestehende Verbot des Mitnehmens der Hunde in öffentliche Locale , namentlich in
Gast - und Kaffeehäuser , in öffentliche Gärten und Belustigungsorte , ferner in Stellwügen und
Tramwaywaggons , wird mit dem Beifügen in Erinnerung gebracht , dass sowohl die zuwiderhan-
delndeu Hundebesitzer wie auch die Besitzer öffentlicher Locale und die Conducteure öffentlicher
Fuhrwerke , welche Hunde in ihren Localen , beziehungsweise Fuhrwerken dulden , der Bestrafung
nach ß 43 des Gesetzes vom 24 . Mai 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 31, unterliegen.

3 . Nach 8 33, Alinea 1 des Thierseuchengesetzes ist jedermann verpflichtet , ein ihm gehöriges
oder anvertrautes Thier , an welchem Kennzeichen der ausgebrocheuen Wuth oder auch nur solche
wahrzunehmen sind , welche den Wuthausbruch besorgen lassen, sofort durch Tödtung oder Abson
derung ungefährlich zu machen und gleichzeitig dem betreffenden Polizeicommissariate die Anzeige
zu erstatten.

Diese Anordnung , welche an dem der Kundmachung nächstfolgenden Tage in

Kraft trat , war noch am Ende des Berichtsjahres in Wirksamkeit.

Flufspolizeiordnun g für den Wienfluss.  Die Verunreinigung des Wien

flusses , welche außer unangenehmen Ausdünstungen sanitäre Bedenken rücksichtlich der

Bevölkerung der anrainenden Gegenden hervorrief , gab schon zu Anfang dieses Jahr¬
hunderts und wiederholt in späterer Zeit Veranlassung zu vereinzelten Vorschriften der

n .- ö. Regierung.

Diese Vorschriften enthielten Verbote in Betreff der Beschädigung der Flussufer,

des Ableerens von Mist und Unrath , der Benützung des Wicnflusswassers zum Anf-

sprihen , des Eishauens u . dgl . und betrafen auch die Herstellung von Vorrichtungen im

Flusse für gewisse Geiverbsbetriebe (Färbereien , Wäschereien ) , die Uferversicherung an

gefährlichen Stelle « (nächst den Wehren ) , die Vorkehrungen gegen Überschwemmungs¬

gefahr u . a . m.

In neuester Zeit wurde infolge der Verhandlungen , welche über Maßregeln zur

Hintanhaltung der Verunreinigung des Wienflufses zwischen der k. k. n .- ö . Statthalterei,

dem Magistrate und der k. k. Bezirkshauptmannschaft Sechshaus gepflogen worden find,

die Frage aufgeworfen , ob es nicht zweckmäßig fei , für das ganze vom Wienflnffe

durchzogene Gebiet auf Grund des n .- ö . Wasserrechtsgesetzes vom 28 . August 1870,

L .- G .-Bl . Nr . öO , und anderer einschlägiger Gesetze und Verordnungen eine Wien-

flufspvlizeiordnung  zu erlassen , welche an die Stelle der bisher bestehenden Spe-

eialvervrdnungen zu treten Hütte.

Die Maßregeln , welche die k. k. Bezirkshauptmaunschaft Sechshaus in einem

Berichte ää ... 30 . Jänner 1880 an die k. k. n . -ö . Statthalterei in materieller Hinsicht

vorschlng und welche sie zum Theile in ihrem Amtsgebiete bereits in Vollzug

setzte , betrafen:

1. das Verbot des Alstadens von Kehricht , Mist und Schutt au den Ufer¬

böschungen und im Flusse selbst;
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2 . die Einleitung von Niederschlagswasser , von Senkgruben , Canalüberfällen,
Canälen und Fabriksabwässern in den Wienfluss;

3 . die Assanierung der Nebenbäche;

sie strebte aber auch die Aufstellung von Anfsichts -, respective Exeentionsorganen an.
Mit Erlass der k. k. Statthalterei vom 17 . Mai 1886 wurde nun der Magistrat

beauftragt , sich mit der genannten Bezirkshauptmannschaft behufs Ausarbeitung des
Entwurfes einer Wienflusspolizeiordnung in das Einvernehmen zu setzen, und es be¬
schloss der Gemeinderath auf Grund des bezüglichen Magistratsberichtes in der Plenar¬
sitzung vom 23 . September 1887 , dass die abverlangte Äußerung in folgendem Sinne
abgegeben werde:

„Der Magistrat ist mit der von der k. k. Bezirkshanptmannschaft Sechshaus in dem Be¬
richte an "die k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Jänner 1886 , Z . 6183 , angeregten Erlassung einer
Flusspolizeiordnung für den Wiensluss principiell einverstanden und stimmt auch den dort in
Betreff des Abladens von Kehricht und llnrath in dem Bette und an den Flussböschungen , in
Betreff der Einleitung von Jauche aus den Senkgruben , Aborten und der Fabriksabwässer in den
Fluss sowie rücksichtlich der Caualüberfülle und Canäle und der Assanierung der Nebenbäche vor-
geschlageuen Maßnahmen , die nur noch in Paragraphe zu formulieren wären , vollkommen überein.

Die in den Schlnssanträgen gemachten Vorschläge über die Aufstellung eines besonderen
Flussaufsichtspersonales und technischen Organes für die Beaufsichtigung des Wasserlaufes sind
aber für das Wiener Territorium und die Wiener Gemeinde nicht anwendbar , weil zufolge Be¬
schlusses des Gemeinderathes vom 22 . Februar 1872 , G .-R .-Z . 3999 , die unmittelbare Beaufsichti¬
gung des Wienflusses in Wien durch die k. k. Sicherheitswache und die Bezirksaufseher des III -,
IV ., V. und VI . Gemeindebezirkes geschieht, die technische Beaufsichtigung aber durch das Stadt¬
bauamt vollzogen wird , daher die Gemeinde Wien einerseits jede Jngereuz auf die Anstellung und
Besoldung eines besonderen Wienflussaufsichtspersonales und technischen Organes für den Fluss-
dienst ablehnt und andererseits diese Angelegenheiten für das Wiener Gemeindegebiet durch ihre
eigenen Organe in der bisherigen Weise vornehmen lassen wird ."

Dieser Äußerung war jedoch noch beizufügen , dass zur unmittelbaren Beauf¬
sichtigung des Wienflusses in Wien auch die Sauitätsaufseher des I. Bezirkes heran¬
zuziehen sind.

Sechster internationaler Kongress für Hygiene und Demographie.
Am 26 . September 1887 wurde der sechste internationale Congress für Hygiene und

Demographie in Wien von Sr . kaiserlichen Hoheit dem Kronprinzen Erzherzog Rudolf
im großen Mnsikvereinssaale in feierlicher Weise eröffnet . Gelehrte und Fachmänner fast
aller Länder find der Einladung , am Congresse zu erscheinen , gefolgt und haben sich
an den Arbeiten mit dem größten Eifer betheiligt und die verschiedenen wissenschaftlichen

hygienischen programmmäßig ausgestellten Fragen in zahlreichen Sitzungen behandelt.

Auch der Wiener Gemeinderath nahm ein sehr reges Interesse an dem Znstande-
standekvmmen dieses Congresses , indem er mit dem Beschlüsse vom 17 . Februar 1887
dem Organisationscomits eine Subvention von 2000 fl . und weitere 1000 fl. zur
Fertigstellung der Publicationen des Congresses gewährte und Mitglieder des Gemeinde¬
rathes und Magistrates zu den Berathungen des Congresses , welche im Universitäts¬
gebäude stattfandeu , delegierte.

Am Eröffnungstage wurden die Cougressmitglieder im Festsaale des neuen
Rathhauses empfangen.

Nach Beendigung der Arbeiten des Congresses am 2 . October 1887 fand die
Schlussfeier statt , zu welcher der Gemeinderath den Cnrsalon zur Verfügung stellte.
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Mit dem internationalen hygienischeil Congresse in Wiell war eine Aus¬

stellung im Arkadenhofe der Universität verbunden , welche auch von der Gemeinde
beschickt worden ist.

Verschiedene sanitätspolizeiliche Normen.  Als solche sind anznführen:
Die Verordnung des Ministeriums des Innern und des Handelsministeriums

vom 12 . Jänner 1887 , betreffend den Begriff und Umfang des Zahntechuiker-
gewerbes.  Laut dieser Verordnung bildet die Zahntechnik einen integrierenden Bestand-
theil der Zahnheilkunde , ist daher kein Gegenstand eines selbständigen Gewerbebetriebes
und kann als freies Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung nur die Erzeugung künst¬

licher Zähne und der Handel mit diesen angesehen werden.
Der Erlass des Ministeriums des Innern vom 14 . Februar 1887 , womit eine

Vorschrift gegeben wurde , wie bei anßerämtlichen Leichenöffnungen  und bei gewissen
Operationeil an Leichen vorzugehen ist.

Die Ministerialverordnnng vom 27 . Mai 1887 , durch welche normiert wurde,
dass die zur Dispensation homöopathischer Arzneiverdünnnngen  berechtigten
Ärzte und Wundärzte bei den politischen Behörden mittels besonderer Verzeichnisse in
Evidenz zu führen und verpflichtet find , die für ihre homöopathischen Hausapotheken
erforderlichen Stammtineturen und Präparate ausschließlich nur aus inländischen Apo¬
theken zu beziehen und bei Verabreichung ihrer homöopathischen Arzneiverdünnnngen an
Kranke einen mit ihrer Namensunterschrift bestätigten Arzneizettel , auf welchem die ver¬
abreichte Arznei genau mit dem Grade ihrer Verdünnung oder Verreibung anzugeben
ist, zu hinterlegen.

Der Statthaltereierlass vom 4 . November 1887 , welcher bestimmt , dass jedesmal bei
Verleihung neu errichteter Apotheker ge werbe  die Angebrachten Competenzgesnche dem
zuständigen Apothekergreminm zur Prüfung und Äußerung über die relative Würdigkeit
der einzelnen Bewerber zu übermitteln sind, bevor mit der Verleihung der Eoneession
in erster Instanz vorgegangen wird.

Schließlich fei erwähnt , dass nach dein im Jahre 1887 erschienenen vfficiellen
Verzeichnisse der in den österr . Ländern zum Absätze von Giften  berechtigten Ge¬
schäftsleute am 31 . October 1880 in Wien 3l > Geschäftsleute die Befugnis zum Gift¬
verschleiße besaßen.

Strafamtshandlungen und Confiseationen.  Im Sanitätsdepartement
des Magistrates wurden im Jahre 1887 im ganzen 181 Strafamtshandlungen durch -
geführt ; in 154 Fällen erfolgte ein Straferkenntnis wegen Übertretung der sanitäts¬
polizeilichen Vorschriften , in 84 Fällen wurde außer Geldstrafen auch die Vertilgung
der beanständeten verdorbenen oder gesundheitsschädlichen Waren verfügt ; in 27 Fällen
wurden die Acten den competeuten Gerichtsbehörden zur Strafamtshandlnng abgetreten.

Der Gesammtbetrag der im Sanitätsdepartement des Magistrates verhängten
Geldstrafen belief sich auf 534 fl.

Sanitätspolizeiliche Obdnctionen  haben 710 (gegen 7l4 im Vorjahre)
stattgefunden.

Exhumierungen und Leichenabfuhr.  Im Jahre 1887 haben 223 Exhumie¬

rungen von Leichen auf den alten städtischen Friedhöfen und auf dem Centralfriedhofe
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-gegen 244 im Jahre 1886 ) stattgefunden ; 474 Leichen wurden von Wien in Fried
Höfe auswärtiger Gemeinden überführt , 460 Leichen sind von auswärtigen Gemeinden
nach Wien überbracht und im Wiener Centralfriedhose beerdigt worden . Im Jahre 1886
betrug die Zahl der aus Wien weggeführteu Leichen 495 und die Zahl der nach Wien

!!. Badeanstalten.

Das städtische Bad nächst der Kronprinz Rudolf brücke.  Das städtische
Bad nächst der Kronprinz Rndolfbrücke wurde in der Badesaison des Jahres 1887,
d. i . vom 1 . Juni bis 16 . September (108 Tage ), von 94 .210 ( 1886 : 81 .403-
Badenden besucht und es ist in dieser Saison (am 31 . Juli ) die bisher höchste
Tageszifser von  6077 Badenden  erreicht worden.

Den Witternngsverhältttissen entsprechend war der Badebesnch in den Monaten
Juni , August und September schwach, während der Monat Juli die bisher höchste
Monatszisfer  von 66 .770 Badegästen anfweist ; die steigende Frequenz der Bade¬
anstalt kann wohl als ein erfreuliches Zeichen der zunehmenden Beliebtheit derselben
betrachtet werden.

Es badeten:

im Monate Juni (30 Tage ) . 3 .654 Personen
Juli (31 „ ) -
August (31 „ ) .
September ( 16 „ ) .

Davon benützten:
Männer Frauen

390 9 .242
1 .047 10 .598
6 .251 15 .931

25 .213 58 .306

8 .852
9 .551
9 .680

33 .093
100

das Schwimmbassin I. Elaste

die Vollbäder
ll

Separatbäder .

An Eintrittskarten zur Besichtigung des Bades wurden 964 (1886:  989 ) Stück

ausgegeben.
An den Baulichkeiten des städtischen Bades ist im Jahre 1887 insoferne eine

Veränderung eiugetreten , als einige unbenützte Separatbäder cafsiert und bei zwei Voll¬
bädern Grundschalungen  hergestellt wurden . Diese Verschalungen sind über Anregung
der zum Studium der Wasserströmung im Jahre 1886 berufenen fachmännischen
Expertise zur Ausführung gelangt und bilden eine Fortsetzung der bereits früher be¬
gonnenen gleichen Arbeiten , deren Zweck darin besteht , die Wasserströmung nur den
benützten Bassintheilen in verstärktem Maße zuzuführen.

Oberes städtisches Badebassin.  Der Bestand des noch unbenützten Bade¬

bassins nächst der Kaiser Franz Josefsbrücke hat im Jahre 1887 keine Veränderung
erfahren.

Das im Vorjahre verfasste Project zum theilweisen Ausbau dieses Bades hat

die Genehmigung nicht erhalten.
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Städtisches Freibad . Der Betrieb des städtischen Freibades ist im Jahre
1887 nach der mit dem Pächter erfochten Vertragsverlängerung in der bisherigen
Weise fortgeführt worden.

Dieses Bad wurde von 08 .438 männlichen , 14,120 weiblichen , daher zusammen
von 82 .558 Personen benützt . Die Frequenz im Vorjahre betrug 70 .870 Personen.

Städtisches Vvlksbad im VII . Bezirke.  Das städtische Volksbad in der
Mvndscheingasse im VII . Bezirke , dessen Einrichtung bereits im letzten Verwaltnugs-
berichte näher besprochen worden ist , wurde am 22 . Deeember 1887 der allgemeinen
Benützung übergeben.

Beide Abthellnngen dieses Bades sind an Sonn - und Feiertagen von 0 Uhr
morgens bis 12 Uhr mittags , an Werktagen von 3 Uhr nachmittags bis 0 Uhr abends
zur Benützung geöffnet.

Das Bedienungspersonale besteht ans einem Bademeister mit 00 ft . Monats-
lohn , zwei Badedienern mit je 1 fl. 15 kr. und zwei weiblichen Individuen mit 1 fl.
Taglohn.

Dem Bademeister obliegt die Überwachung des Betriebes , die Besorgung des
Eassadienstes und die Aufsicht über das Inventar , während die sonstigen mit dem
Badebetriebe im Zusammenhänge stehenden Manipulationen dem übrigen Personale zur
Verrichtung überwiesen sind.

Mit der technischen Leitung des Bades wurde der städtische Heiz - und Venti-
lationsinspector betraut.

Vom Eröffnungstage f22. Deeember 1887 ) bis znm Schlüsse des Jahres 1887
wurde das Bad von 041 Personen (572 Männer und 0 !> Frauen ) besucht.

6 . Bedürfnisanstalten.

Auch im Jahre 1887 wurde von dem Unternehmer Wilhelm Beetz eine neue
Bedürfnisanstalt  am Franz Josefs -Quai nächst der Angartenbrücke errichtet.

Am Ende des Jahres 1887 bestanden daher in Wien im ganzen 19 solche
Anstalten , und zwar:

u) Seeh'sche Bedürfnisanstalten.
je eine im I. Bezirke auf dem Börseplatze , im Rathhanspark , in der Frred-

richsstraße nächst der Elisabethbrücke , am Stubenring nächst der Aspernbrücke , am Franz
Josefs - Quai nächst der Ferdinandsbrücke , am Burgring vor dem Hause Nr . 13 , im
Schulhof und am Franz Josefs -Quai nächst der Augartenbrücke;

im 111. Bezirke in der Jnvalidenstraße;
im VI . Bezirke außerhalb der Mariahilferlinie.
ferner auf hofärarischem Grunde:
im Volksgarten und im k. k. Prater nächst dem Vivarium , beim 2 . Kaffeehause

und in der Ausstellungsstraße nächst dem Gasthanse „znm grünen Jäger " ;

1>) städtische Bedürfnisanstalten.
im I . Bezirke 2 im Stadtparke und eine im Park am Franz Josefs -Quai;
ferner je eine im VII . Bezirk im ehemaligen Weghuberparke und im VIII . Be¬

zirk im Schönborngarten.
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In dem Bestände der  öffentlichen Piffoirs war im Jahre  1887 eine
größere Berändernng eingetreten . Es wurden cassiert:
im I. Bezirke das eiserne Wandpissvir am Franz Josefs -Quai nächst der Rothen¬

thurmstraße;
„ II . „ das eiserne Wandpisfoir in der Haidgaffe,

das hölzerne Pavillonpifsoir in der Ansstellnngsstraße;
III. „ das hölzerne Wandpissoir in der Dampfschiffstraße,

,/ „ ^

,, ,/ t/ ^

l, e, ,/

„ IV . „ das eiserne

das hölzerne „
VIII.

in Gaudenzdorf „ „ „ ,,

Dagegen wurden neu aufgestellt:
im II . Bezirke je ein eisernes Pavillonpissoir in der Kronprinz Rndolfstraße bei der

Reichsbrücke und in der Ansstellungsstraße nächst dem Gasthanse zum
„grünen Jäger " ;

III . „ je ein eisernes Wandpissoir am Rennwege , Ecke der Fasangasse , und
in der linken Bahngasse , Ecke der Neulinggasse;

„ IV . „ ein gemauertes Wandpissoir im Gemeindehanse;
„ V. „ ein eisernes Pavillonpifsoir in der Steinbauergasse.

„ linken Bahngasse,
„ rechten
„ oberen
„ Hechtengasse,
„ Kolschitzkygasse;

Stvlzenthalergasse;
„ Jakobsgasse.

Es verblieben daher am Schlüsse des Jahres 1887 116 Pissoirs , und zwar:
42  eiserne Pavillonpissoirs,

I hölzernes Pavillonpissoii .,
39 eiserne Wandpissoirs,
11 gemauerte „
23 hölzerne

Von diesen Pissoirs waren 40 Pavillon - und 51 Wandpissoirs mit Wasser¬
spülung , dagegen 2 Pavillon - und 1 Wandpissoir mit Ölsiphons versehen.

?). Lentralfriedbof.

Wiener Centralsriedhvs.  Im Jahre 1887 nahmen die Arbeiten für die

dritte Erweiterung des Wiener Centralfriedhofes , dann die Durchführung der vom
Gemeinderathe in der Sitzung vom 24 . September 1886 beschlossenen Schmückung der
Gräber und der Besorgung aller Todtengräbergeschüfte in eigener Regie der Gemeinde

die Thätigkeit der Gemeindeverwaltung besonders in Anspruch.
Die dritte Erweiterung  des Wiener Centralfriedhoses , von welcher im Ver¬

waltungsberichte für das Jahr 1886 aus Seite 194 die Rede gewesen ist, war im
Herbste des Jahres 1887 so weit vorgeschritten , dass mit der Bepflanzung des neu
einbezogenen Areales im Ausmaße von 40 .« Hektar (circa 69 Joch ) begonnen werden
konnte . Für diese Bepflanzung wurden in Gemäßheit des Gemeinderathsbeschlnsscs vom
28 . September 1886  Bäume und Sträncher aus der städtischen Baumschule entnommen.
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Da aber der vorhandene Vorrath an Bäumen und Stränchern zur Bepflanzung des
ganzen ausgedehnten Erweiterungsareales nicht ansreichte , beschloss der Genieinderath
in der Sitzung vom 9 . December 1887 , einen Theil der zu diesem Zwecke erforder¬
lichen Gehölze ans der k. k. Hofbaumschnle in Laxenburg und den restlichen Bedarf im
Offertwege sicherzustellen.

Anlässlich dieser dritten Erlveiterung des Centralfriedhofes ergab sich die Noth-
wendigkeit , die daselbst bestehende städtische Gärtnerei zu verlegen , da der hiezu ver¬
wendete Grund in das Erweiterungsareale einbezogen werden musste.

Die dritte Erweiterung des Centralsriedhofes gab der israelitischen Cnltusgemeinde
in Wien den Anlass , in einer an den Gemeinderath gerichteten Eingabe die Bitte zu
stellen , auch ans eine Erweiterung der israelitischen Abtheilung  in diesem Fried¬
hofe Bedacht zu nehmen , worüber der Gemeinderath in der Plenarsitzung vom
9 . August 1887 folgende Beschlüsse fasste:

t . Der Wiener israelitischen Cnltusgemeinde ist zur Vergrößerung ihrer Abtheilung im
Centralfriedhofe und im Anschlüsse an dieselbe ein Areale von 18 Joch oder 103 .290 Quadrat¬
metern vorbehaltlich der Feststellung des genauen Flächenmaßes zur Benützung zu überlassen und
der Kostenbetrag für die Überlassung dieses Benützungsrechtes mit 2000 fl. per Joch festzustellen.

2. Die Bcitragsleistung der Cnltusgemeinde zu den Anlage - und Erhaltungskosten des
Centralsriedhofes ist nach dem vorläufig ausgemittelten Verhältnisse von 38p » : 346 '/ ^ vorbehaltlich
der Richtigstellung desselben nach genauer Vermessung des Grundes auszumitteln.

3 . Die Bestimmungen des Vertrages vom 16. October 1877 sind unter sinngemäßer An¬
wendung in den neuen Vertrag aufznnehmen.

Wie im Verwaltungsberichte für das Jahr 1886 (S . 195 ) erwähnt wurde , hat
der Gemeinderath in der Plenarsitzung vom 24 . September 1886 den Beschluss gefasst,
die bisher von den Todtengräbern besorgte Schmückung der Gräber , die Beerdi¬
gung , sowie die sonstigen im Wiener Centralfriedhofe vorkommenden , mit dem Be-
erdigungswesen verbundenen Arbeiten in die eigene Regie der Gemeinde zu
übernehmen.

Behufs Durchführung dieses Beschlusses wurden im Centralfriedhofe Flächcn-
ränme ansgemittelt , welche zur Anlage einer neu zu errichtenden Gärtnerei , sowie der
nöthigen Gewächshäuser , Treiblvcalitäten , Frühbeete und Setzkästen je nach Bedarf in
Verwendung genommen werden können . Der Gemeinderath genehmigte in der Sitzung
vom 5 . August 1887 das demselben diesfalls vom Magistrate vorgelegte Prvjeet und
bewilligte zum Ankäufe von Mutterpflanzen , zur Beistellnng von Arbeitern und für
die Durchführung der nöthigen Arbeiten Beträge von 2000 und 5000 sl.

Zur Anzucht des für die Schmückung der Gräber in eigener Regie nöthigen
Pflanzenmateriales genehmigte er ferner am 6 . September 1887 die Herstellung eines
Vermehrnngshanses und zweier Pelargonienhäuser sammt Wasserleitnngsanlage im
Centralfriedhofe und die hiesür mit 25 .670 fl. präliminierte Auslage . Auch bezüglich

der Heizanlagen in diesen Objecten fasste der Gemeinderath in der Sitzung vom
14 . October 1887 Beschlüsse und genehmigte , dass im Vermehrnngshause eine Heiß¬
wasser -Mitteldruckheizung und in den Pelargonienhänsern eine Warmwasser -Niederdruck-
heiznng hcrgestellt werde . Diese Objecte sind noch im Jahre 1887 in Ausführung
gebracht worden.

Die übrigen ans die Übernahme der Beerdigung und der Schmückung der
Gräber in die eigene Regie der Gemeinde beznghabenden Arbeiten , Herstellungen und
Investierungen fallen bereits in das Jahr 1888.

Berwaltungsbericht der Stadt Wien . 16
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Die planmäßige Besamung  der gemeinsamen Gräber , und zwar im Gesammt-
ausmaße non 8000 Quadratmetern , hat auch im Berichtsjahre Fortschritte gemacht;
es wurde in diesem Jahre die Gruppe 23 4̂ der Besämung unterzogen.

Dem Ansuchen der Schulschwestern oom heiligen Franciscus Sera¬
phi cus in Wien , HI . Bezirk , Apostelgasse Nr . 7, um Zuweisung einer gemeinsamen
Begräbnisstätte  im Centralfriedhofe für die verstorbenen Mitglieder dieses Ordens
gab der Gemeinderath laut Beschlusses vom 18 . März 1887 Folge , indem er ihnen
gestattete , 15 Einzelngräber auf der Gruppe 34 zu dem vorbezeichneten Zwecke zu¬
sammenzuziehen und diese Begräbnisstätte mit einem eisernen Gitter einznfrieden . Auch
wurde diesem Orden unter Berücksichtigung seines humanen Wirkens von den normierten
Grabstellgebüren und Renovationstaxen für diese Einzelngräber per zusammen 1050 fl.
ausnahmsweise ein Nachlass von 200 fl. gewährt.

Zu den im Jahre 1886 bereits bestandenen , vom Gemeinderathe genehmigten
55 Graberhaltungswidmungen  mit einem Widmungseapitale von zusammen
29 .429  fl . 64 kr. kamen im Jahre 1887 15 neue derartige Widmungen mit einem
Widmungseapitale von 6026 fl . 1 kr. hinzu , so dass mit Ende des Jahres 1887  im
ganzen 70 Graberhaltnngswidmungen mit einem Widmungseapitale von 35 .455 fl.
65 kr. bestanden.

Auch im Jahre 1887 hat der Gemeinderath getreu seinen Beschlüssen vom
2 . Mai 1884 zur Übertragung der sterblichen Überreste historisch denkwürdiger
Personen in die reservierten Anlagen  des Centralfriedhofes Grabftellen votiert
und die Erhaltung und Schmückung dieser Grabstellen zu übernehmen beschlossen, und
zwar  zur Wiederbestattung der Leichcnreste des Mineralogen Friedrich Mohs,  des
Malers Friedrich von Amerling,  des Schriftstellers Freiherrn von Andri an - Wer¬
burg,  des Dichters Heinrich von Coll  in und des k. k. Feldmarschalls Heinrich Frei¬
herrn von Hess.

Ferner kommt noch an dieser Stelle zu bemerken , dass der Gemeinderath in der

Sitzung vom 27 . April 1887 die vorgelegteu Planskizzen für das Grabdenkmal des
Tondichters Ludwig van Beethoven  auf dem Centralfriedhofe genehmigt und gleichzeitig
beschlossen hat , der Gesellschaft der Musikfreunde zu den Baukosten dieses Monumentes
einen Beitrag von 1100 fl . zu widmen.

Ferner hat der Gemeinderath zufolge Beschlusses vom 23 . August 1888 den von
der Genossenschaft der bildenden Künste in Wien vorgelegten , von Professor Helmer
verfassten Entwurf des auf dem Grabe Hans Makarts  auf dem Centralfriedhofe aufzu¬
stellenden Monumentes genehmigt , hiebei jedoch bedungen , dass der figurale Schmuck
dieses Denkmales aus Bronze herzustellen ist.

In Betreff des auf dem St . Marxer Friedhofe ausgestellten Grabdenkmales des
Tondichters Wolfgang Amadeus Mozart  fasste der Gemeinderath in der Plenarsitzung
vom 14 . October 1887 den Beschluss , dasselbe in die Ehrengräberanlage des Central-
sriedhofes in unmittelbarer Nähe der für die Gräber Beethovens und Schuberts
reservierten Plätze zu transferieren.

Im Jahre 1887 wurden die Leichenreste des k. k. Hofrathes Rudolf von Eitel¬
berger,  dann des Erbauers der Semmeringbahn Karl Ritter von Ghega und des
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Hof - und Gerichtsadvocaten Dr . Eugen Megerle von Mühlfeld in den vom Ge-
meinderathe gewidmeten Grabstellen dieser Anlagen im Centralfriedhose beigesetzt.

Das Monnment an dem gemeinsamen Grabe der durch den Brand des
Ringtheaters verunglückten Personen  wurde Ende October 1886 von dem
k. k. Professor Rudolf Wehr  vollendet und ist bei demselben im Frühjahre 1887 eine
passende Anpflanzung hergestellt worden.

Die Beleuchtung und Bewachung dieses Grabes am 1 . und 2 . November 1887
wurde von dem Metallwarensabrikanten A . M . Beschorner  unentgeltlich vorgenommen.

Im Jahre 1886 wurden von der k. k. n .-ö. Statthalterei Verhandlungen wegen
Auflassung eines Theiles des Schmelzer Friedhofes eingeleitet , welcher zur Errichtung
einer Anmarichstraße für den Exereierplatz auf der Schmelz in Aussicht genommen ist.
Da das von der Gemeinde Wien im Jahre 1862 ans diesem Friedhose errichtete
Monument der Märzgefallenen des Jahres 1848 in die besagte Straße fällt,
beschloss der Gemeinderath in der Sitzung vom 13 . September 1887 , dieses Monument
nach denl Centralfriedhofe übertragen und daselbst in der Verlängerung der ersten links¬
seitig gelegenen Hauptquerstraße am Ende derselben aufstellen zu lassen . Ferner fasste
der Gemeinderath den Beschluss , die Leichenreste der Märzgefallenen aus Kosten der
Gemeinde Wien zu exhumieren und aus dem neuen Platze im Centralsriedhofe neben
dem Monumente beerdigen zu lassen.

Die k. k. Geniedireetion beabsichtigte im Zengsgarten des unteren Nengebändes
in Kaiser Ebersdorf in der Nähe des Centralsriedhofes ein Laborierobject zu erbauen.
Bei der diesfalls am 21 . April 1887 abgehaltencn Localcommission sprachen sich die
Vertreter der Gemeinde Wien gegen den Ban eines solchen Objectes entschieden ans,
infolge dessen die k. k. n .-ö. Statthalterei die Bewilligung zu diesem Baue nicht ertheilte
und derselbe sohin unterblieb.

Was das Beerdigungswesen im allgemeinen betrifft , so wurden im Jahre
1887 die Grüfte ans der Gruppe 354 , Reihe 1 und 2 , dann 10 Doppelgrüfte ans
den Eckplätzen 17bl , 33 11, I ) und Ich dann 344 und 11, ferner theilweise die 2 . Reihe
der Gruppe 29 mit Leichen belegt . Ans der Gruppe 304 . der griechischen Abtheilung
wurden 4 Grüfte der Belegung Angeführt.

Die Arcadengrnft Nr . 32 wurde für die Leiche des am 2 . Mai 1887 daselbst
beerdigten Dr . Anton Willner und die Arcadengrnft Nr . 0 für die Leiche des am
16 . Mai 1887 daselbst beerdigten Großindustriellen Alfred Skene  erworben . Der
Realitätenbesitzer Otto Freiherr von Wächter  erwarb die Arcadengrnft Nr . 33 . Bis
Ende des Jahres 1887 sind von 36 im Centralsriedhofe bestehenden Arcadengrüften
16 solche Grüfte zur Benützung erworben worden.

Einzelngrüber wurden auf den Gruppen 34 0 , 11 und 11, 3511 , 2 . und 3 . Reihe,
36 , 2 ., 3 . und 4 . Reihe , 37 , 1 . und 4 . Reihe , endlich auf der ganzen Gruppe 351)
angelegt und der Belegung mit Leichen zugeführt.

In gemeinsamen Gräbern kamen im Centralsriedhofe im Jahre 1887 mit Aus¬
schluss des israelitischen Theiles 16 .763 , in Einzelngcäbern 1531 , in Grüften 72 Be¬
erdigungen , außerdem 970 Beilegungen in schon benützten Gräbern und Grüften , somit
im ganzen 19 .336 Leichenbestattnngen vor . Ferner wurden im Centralsriedhofe zum
Zwecke der Übertragung von Leichen in eine andere Grabstätte desselben 104 Exhu¬
mierungen vorgenommen.
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Die Beerdigung der Überreste der für Zwecke anatomischer und pathologischer
Studien benützten Leichen in gemeinsamen Gräbern des Centralfriedhofes erforderte im
Jahre 1887 die Beistellnng von 2353 Särgen , für deren Beschaffung der Arimathäa-
verein sorgte , und von 1103 Grabstellen , welche die Commune unentgeltlich beistellte.

Im israelitischen Theile des Centralfriedhofes kamen 1693 Leichenbestattnngen
vor , und zwar 1237 in allgemeinen Gräbern , 385 in Einzelngräbern und 18 in
Grüften ; 53 Leichen wurden in Einzelngräbern und Grüften beigelegt ; ferner wurden
daselbst 10 Leichen zum Zwecke der Übertragung in eine andere Grabstätte desselben
Theiles des Centralfriedhofes exhumiert.

Seit dem dreizehnjährigen Bestände des Centralfriedhofes sind im katholischen
Theile im ganzen 251 .664 Personen , in der israelitischen Abtheilung seit Eröffnung
derselben (am 5 . März 1879 ) 13 .978 Leichen beerdigt worden ; es beläuft sich somit
die Gesammtzahl der bis Ende 1887 im Centralsriedhofe bestatteten Leichen uns
265 .642 , wozu noch mehr als 25 .000 Särge mit Leichentheilen kommen.

Die Verhandlungen wegen Überlassung der fünf alten geschlossenen Fried¬
höfe  in das Eigenthum der Gemeinde Wien wurden auch im Jahre 1887 fortgeführt.
Die k. k. n . - ö.  Finanzprocuratur übermittelte dem Magistrate einen hierauf bezug¬

nehmenden Vertragsentwurf , welcher nach Vornahme mehrerer Änderungen vom Ge-
meinderathe in der Plenarsitzung vom 21 . Juni 1887 die Genehmigung erhielt.

Der Gemeindeausschuss von Währing fasste im Jahre 1887 den Beschluss , auf
der Türkenschanze  einen eigenen Friedhof  zu errichten . Gegen die Bewilligung
dieser Friedhofsanlage wurde mit Genehmigung des Gemeiuderathes aus sanitären
Gründen der Reeurs ergriffen , welchen aber der n .- ö. Landesausschuss abgewiesen hat.
Der Gemeinderath beschloss in der Sitzung vom 13 . September 1887 diese Entschei¬
dung des n .- ö. Laudesausschusses lediglich zur Kenntnis zu nehmen und dagegen keine
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshos zu ergreifen.

lü Städtische wasenmeiiterei.
Der Betrieb der städtischen Wasenmeisterei in Wien und in Kaiser - Ebersdvrf,

wo die Äser auf gesundheitsunschädliche Art mittels des thermv -chemischen Verfahrens
verarbeitet werden , hat sich auch im Jahre 1887 wesentlich erweitert.

In der Anstalt wurden im Berichtsjahre Äser , und zwar:  211 Rinder , 235 Kälber,
749 Schweine , 215 Schafe , Ziegen und Lämmer , 701 Pferde , 1042 Hunde,
413 Katzen , 93 Stück Rothwild , 5 Stück Raubthiere , 597 Hasen und Kaninchen,
2923  Stück Geflügel , 16 .220 Krebse , 1628 Kilogramm Fische, 4173 verschiedene
kleinere Thiere , dann Nahrungsmittel , welche von der Consumtion ausgeschlossen worden
sind , und zwar:  18 .321/ , Kilogramm Rindfleisch , 12 .154 ^ Kilogramm Kalbfleisch,
1678  Kilogramm Schaffleisch , 3733 '/ , Kilogramm Schweinefleisch , 8792/ , Kilogramm
Leber und Lungen , 2062 Kilogramm verschiedene Fleischarten und 5800 Stück in Blech¬
büchsen eingelegte Conserven thermo -chemisch verarbeitet.

Im Jahre 1887 fanden in Wien und den zum Wiener Wasenmeisterbezirk ge¬
hörigen Vorortegemeiuden Simmering , Neulerchenfeld , Ottakring , Hernals , Währing,
und Weinhaus 1524 Hundestreifungen  durch den Wiener Wasenmeister statt , wobei
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1482 Hunde eingefangen wurden . Von diesen Hunden wurden 1355 vertilgt und 127
den reclamierenden Eigenthümern nach erfolgter thierärztlicher Untersuchung und Berich¬
tigung der entfallenden Gebüren ansgefolgt.

Ferner wurden im Jahre 1887 von den Thierärzten des städtischen Markt-
commisfariates in der Wasenmeisterei 372 Thiere der Section unterzogen , um die
Todesursache derselben zu constatieren.

Im Jahre 1887 gieng der fünfjährige Bestandvertrag  zu Ende , welchen
die Gemeinde Wien mit dem städtischen Wasenmeister Ludwig Hamberger  hinsichtlich
des Betriebes der thermo - chemischen Anstalt in Kaiser -Ebersdorf abgeschlossen hatte . Es
wurde sohin von der Communalverwaltnng für den neu zu bestellenden Unternehmer

, des Betriebes der städtischen Wasenmeisterei eine neue Vorschrift  verfasst , wobei die
Erfahrungen der abgelaufenen Pachtperiode volle Berücksichtigung fanden.

Das vom bisherigen Pächter Ludwig Hamberger  gestellte Ansuchen um Er¬
neuerung des Vertrages hinsichtlich des Betriebes der Wasenmeisterei wurde vom Ge-
meinderathe abgelehnt , und da auch das Ergebnis der wegen Wiederverpachtung der
Wasenmeisterei eingeleiteten Offertverhaudlnng die Genehmigung des Gemeinderathes
nicht fand , so beschloss derselbe in der Sitzung vom 18 . November 1887 , zu diesem
Zwecke eine neue Offertverhaudlnng anszuschreiben.

Letztere konnte aber bis Ende des Jahres 1887 nicht dnrchgeführt werden , wes¬
halb niit Zustimmung des Gemeinderathes mit dein dermaligen Pächter der Wasen¬
meisterei ein Übereinkommen getroffen wurde , wonach er sich rechtsverbindlich verpflichtete,
auch nach Ablauf seines bisherigen Vertrages den städtischen Wasenmeisterdienst wie
bisher bis zur Bestellnng eines neuen Pächters zu besorgen.
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